
2. Beiblatt Beiblatt zur ParJ,..§-mentskorrespondenz " 14. November 1951. 

In Beantwortung einer Anfrage der Abg. S t r 0 ~ m e rund 

Genossen, betreffend die Bewirtschaftu.."'1.g von in del~ Tschechoslowakei ge­

legenen Grundstüoken österreichischer Bauerns teilt Bundesminister rdr 
die Auswärtigen Angelegenheiten .;. Dr. G r u b e r mit: 

"Die Bewirtschaftung von jenseits der österreichisch-tscheohoslowe.­

kischtm Grenze befindlichen Grunclstücken, die in Österreich ansässigen 

österreiohischen Landwirten gehören (sogenannte Überlandgrundstüoke von 

Doppelbesitzern), bzw. der freie Zutritt hiezu im kleinen Grenzverkehr 

ist seitens der :tsoheohoslowakischen Behörden in den Jahxen seit Kriegs­

ende trotz Vereinbarungen zwischen den beiderseitigen LOkalbehördon in 

stets zunehmendem Masse behindert vlOrdcn. Grund hicfül" sind in der lIaup~· 
! 

oo.Oho ein Dekret des tschechosloYJukischen Staatopräsidenton Nr. 12/45, 
clu.roh das la.ndvdrtsoha.ft~.icher Grundbesitz von Personen deutscher Volks ... 

zugehörigkeit unterschiedslos hcschlagnahmt.··· .wird, SOYlie andorerseits 

(li~ Errichtung einer Grenzzolle, :Lnno:rho.lb welcher Ausländern der Aui'ent"", 

haa.lt auf Grund des tschccho~üowald.8chen S'taatsve:doiC1.igungi3ges~tzes ver,., 

i~.,~'rt i8''6. 

Das österreichische Aussenamt hat nicht ermangolt ,im Woge der Ge­

sc.ndtschnft in Prag die tschechoslowakische Regiorung wiederholt darauf 

aufmorkso.m zu machen., dass ein solches Vorgelaon nicht nur don Grundsätzen 

des Völkerrechtes wid,orspreche, sondern auch einer Bestimmung des öster­

reichisch-tschechoslo1i/akischen Handelsüboreinkommcns aus 1921, dio den 

Gronzbewohnern die ungestörte Nützung auf ihren jenseits der Grenze ge­

legenen Liegensohaften ausdrücklich garantiert. Weiters uurde auf ein 

Grenzübereinkommen vom nämlichen Jahr hingewiesen, welches die Nutzung 

der östorroichisohen UbGrlandgrundstilcko im March .. Thaya. ... Droieck besonders 

siohert 11 ferner auf eine schriftliche Zusage des tscheohoslowakisohen 

Äussenministeriums vom 3. Jänner 1947, dass Uberlnndgrundstücke nioht der 

Konfiskation unterliegen werden. 

Als ein vorläufiger Erfolg dieser unablässigon Bemühungen konnte oin 

nnlässlioh von Wirtschaftsverhandlungen am 22. Juli 1948 in Wion ge­

fertigtes Protokoll verzeichnet '\7erdcn, in welchom die Vertroter der 
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tsoheohoslowakischen Regierung das Vers proohen abgaben, dnss Verhandlungen 

über den kloinen Grenzverkehr spätestens binnen 6 Monaten aufgenommen wer­

den. ~iÜrdon. Auf Prund dieser vertraglichen Abmachung hat die 5eterreiohi­

sohe Gesandtschaft in Prnß' die tschechoslonukischo Regiorung wiederholt 

eingeladen, d.ie vorgesehenen Verhandlungen uufzunehi"llCn. Diese Interv~n .. 
, 

tioncn blicben jedoch leider ebenso unbeantwortet wie mehrmalige Demarchen 

wogen Verletzung konkreter österrcichiacher Eigontmnsrochto im G;t'enz-

raum. 

Aus ~nlaBe der gegonständlichen Intorpellation ;~rdo die östorreiohi-

sohe Gesand"i;schaft in Praß' abermals angov/iesell, die dortige Regierung unter 

Hin~eis auf oine fortdauernde Verletzung vertraglicher Roohte zU oinor 

endlichen Stollungnahme zu dieser, das nachbarliche Verhältnis der boiden 

Staaten ernstlich trübenden J.ngelegenheit mit grösstmögliohem Nachdruok 

zu veranlassen. ~usserdom habo ich oine nächster Tago nD.oh Prag roisendo 

5storroichisoho Wirtschaftsdolegation beauftragt, boi ihron Verhandlun-

gen auf die beim gleichen Anlass tschechoslowakischersei ts im Jahro 1948 
erteilte Zusago, betreffend oine Regolung der Verhältnisse im 'Grenz­

gebiet, in energischer Form zul'Ückzukommen." 

-.-.-.-.-.-.-
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